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Entwurf Klimaschutzprogramm 2023 der Bundesregie-
rung: 
Maßnahmen im Bereich Verkehr 
 
Klimaschutz ist eine große gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die alle Berei-
che betrifft und fordert. Deshalb hat die Bundesregierung beschlossen, das 
Klimaschutzgesetz weiterzuentwickeln und Klimaschutz zu einer echten 
Querschnittsaufgabe der Bundesregierung zu machen. Das Einhalten der Kli-
maschutzziele wird künftig auf Grundlage eines sektorübergreifenden Kli-
maschutzprogramms sowie einer sektorübergreifenden und mehrjährigen 
Gesamtrechnung sichergestellt und überprüft. Die Bundesregierung ergreift 
Maßnahmen, wenn die sektorübergreifend aggregierten Projektionsdaten 
zwei Jahre hintereinander zeigen, dass das Klimaziel verfehlt wird. 
 
Das BMDV arbeitet seit Beginn der Legislatur mit Hochdruck an einer ganzen 
Reihe von Maßnahmen, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Der Umstieg 
auf klimaneutrale Mobilität, die bezahlbar für alle ist, kann nur schrittweise 
und auf Grundlage breiter Akzeptanz gelingen. In das Klimaschutzpro-
gramm der Bundesregierung bringt das BMDV folgende Maßnahmen ein, um 
die erforderlichen Impulse für klimaneutrale und bezahlbare Mobilität zu 
setzen: 
 

Schienenverkehr, Stärkung des Stadt- und Regionalverkehrs 

Die Bundesregierung wird in den kommenden Jahren erhebliche Mittel be-

reitstellen, um das Schienennetz zu modernisieren und zu erweitern. Klare 

Priorität hat dabei die Steigerung der Kapazitäten des Kernnetzes. 

• Stärkung Investitionshochlauf Schiene: Die Bundesregierung 
wird die Modernisierung des Schienennetzes und den notwendigen 

Kapazitätsausbau für den Personen- und Güterverkehr beschleuni-
gen und damit die Umsetzung des Deutschlandtaktes voranbringen. 
Die Kapazitäten für den kombinierten Verkehr werden moderni-
siert und ausgeweitet. Die Deutsche Bahn benötigt zur Deckung des 
Investitionsbedarfs bis zum Jahre 2027 rund 45 Milliarden Euro. 
Dieser Investitionsbedarf soll soweit wie finanziell darstellbar ge-
deckt werden, u.a. durch den Einsatz von anteiligen Einnahmen aus 

dem CO2-Zuschlag der Lkw-Maut, die ganz überwiegend für Investi-
tionen für die Schiene genutzt werden. 

• Stärkung und Digitalisierung des Bestandsnetzes Schiene: Da-
mit die Kapazitäten für den Personen- und Güterverkehr auf der 
Schiene gesteigert werden können, unterstützt die Offensive zur 
Stärkung und Digitalisierung des Bestandsnetzes die Verkehrsver-

lagerung auf die Schiene. 

• Stärkung Schienengüterverkehr: Der Schienengüterverkehr soll 
bis 2030 einen Marktanteil von 25 Prozent erreichen. Dazu wird die 

anteilige Förderung der Trassenpreise im Schienengüterverkehr 
fortgesetzt, die Anreize für Investitionen aus dem Sektor in die 
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Erprobung sowie die Markteinführung von Innovationen im Be-
reich Digitalisierung, Automatisierung und Fahrzeugtechnik im 

Schienengüterverkehr verstärkt und eine Verstärkung der Entlas-
tung des Einzelwagenverkehrs im Rahmen der Anlagenpreisförde-
rung bei den Kosten für die Nutzung von Zugbildungsanlagen vor-

genommen. 

• Digitalisierungspaket Schiene: Ergänzend zu den bereits beschlos-
senen Maßnahmen zur Digitalisierung der Schiene soll erstens durch 

das Ausrollen des digitalen Kapazitätsmanagements die Nutzung der 
Kapazität und Infrastruktur des Bundes wesentlich gesteigert wer-
den, zweitens die ETCS-Fahrzeugausrüstung über das laufende Mo-

dellvorhaben im „Digitalen Knoten Stuttgart“ des Starterpakets Di-
gitale Schiene Deutschland (DSD) ausgeweitet und drittens die Tech-

nologien des Digitalen Bahnsystems (DBS) eingeführt werden. 

• Einführung Deutschlandticket:  Einführung eines deutschland-
weit gültigen Tickets für die Nutzung des Öffentlichen Nah- und Re-
gionalverkehrs zum Preis von aktuell 49 EUR pro Monat zum 

1.5.2023 mit der Option einer Rabattierung durch Arbeitgeber als 

Job-Ticket. Ein solches Angebot macht die Nutzung des ÖPNV einfa-
cher und kosten-günstiger und erschließt Verlagerungspotenziale 
auf klimafreundliche Verkehrsmittel auch auf mittleren Entfernun-

gen im Regionalverkehr. 

• Verbesserungen Bahncard 100: Der private Nutzungsanteil der 
BahnCard 100 konnte schon vom Arbeitgeber abgegolten werden. 
Das Deutschlandticket wurde ohne Aufpreis in die BahnCard 100 
zum 1.5.2023 integriert, so dass sie in allen Städten auch für den Öf-
fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) genutzt werden kann.  

 

Für die Verbesserung des ÖPNV und der Vernetzung unterschiedlicher Ver-

kehre wird die Bundesregierung zusätzlich folgende Maßnahmen ergrei-

fen: 

• Stärkung von Terminals des Kombinierten Verkehrs: Die Bun-
desregierung unterstützt den bedarfsgerechten Ausbau von KV-Ter-
minals öffentlicher Unternehmen an ausgewählten Standorten, de-
ren Ausbauumfang nicht im aktuellen Bedarfsplan enthalten ist. 

• Ausbauinitiative Radverkehrsinfrastruktur: Das Maßnahmenpa-
ket „Ausbauinitiative Radverkehrsinfrastruktur – aktive Mobilität“ 

wird den Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur mitsamt der erfor-

derlichen Kommunikations- und Begleitmaßnahmen sowie des Fuß-
verkehrs fördern und finanzieren. Es wird dadurch vor allem auch die 
strategische und operative Verbindung zwischen der aktiven Mobili-

tät und dem ÖPNV mit dem Deutschlandticket deutlich gestärkt. 
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Die „Ausbauinitiative Radverkehrsinfrastruktur – aktive Mobilität“ 

besteht aus 3 Maßnahmenpaketen: 
- Umsetzung der Förderprogramme des Radverkehrs im Sinne des 

Nationalen Radverkehrsplans 3.0  
- Ausbauinitiative „Fahrradparken an Bahnhöfen“ 
- Förderung und strukturelle Stärkung des Fußverkehrs  

• Ausbau- und Qualitätsoffensive ÖPNV: Durch die Einführung des 
Deutschland-Tickets hat der Bund die Weichen für eine deutlich hö-
here Nachfrage nach den Leistungen des ÖPNV gestellt. In den kom-
menden Jahren wird es darum gehen, auch das Angebot, insbeson-
dere in suburbanen und ländlichen Räumen weiter auszubauen. 
Für Investitionen und den Betrieb stellt der Bund in den kommen-
den Jahren bereits erhebliche Finanzmittel bereit.  

• Klimaneutrale Busse: Die bestehende Förderung klimaneutraler 
Busse einschließlich Infrastrukturen wird bis 2028 verlängert.  

• Zusätzliche Modellprojekte im ÖPNV: Im Rahmen des dritten För-
deraufrufs des Förderprogramms „Modellprojekte zur Stärkung des 
ÖPNV“ werden zusätzliche Modellprojekte mit der Zielsetzung un-

terstützt, die Attraktivität und Nutzung des ÖPNV zu steigern und 

eine Verlagerung vom MIV zu erreichen. 

• Förderung alternativer Antriebe bei Schienenfahrzeugen: Die 
Beschaffung von Schienenfahrzeugen mit innovativen emissionsar-

men/-freien Antrieben im Schienenpersonennahverkehr und Schie-
nengüterverkehr sowie zur Errichtung der für den Betrieb notwen-
digen Betankungs- bzw. Ladeinfrastruktur wird gefördert. 
 

Verstärkte Nutzung des Potenzials synthetischer Kraftstoffe:  

 
• Zulassung reiner E-Fuels: Für die Erreichung von Klimaneutralität 

im Verkehr spielen klimafreundliche Kraftstoffe (insbesondere E-

Fuels) vor allem in Bereichen, die schwer direkt auf die Nutzung er-
neuerbaren Stroms umgestellt werden können, eine wichtige Rolle. 
Ein Hochlauf der Produktion und Nutzung wird daher bereits kurz-

fristig angereizt. Dafür werden rechtliche und administrative Rege-
lungen, die aktuell einer Ausweitung der Nutzung entgegenstehen, 

beseitigt. E-Fuels können zukünftig an Tankstellen verkauft wer-
den. Zeitgleich wird ausgeschlossen, dass paraffinische Dieselkraft-
stoffe aus fossilen Quellen oder kritischen biogenen Rohstoffen un-
beabsichtigt gefördert werden.  

• E-Fuels-Dialog und Roadmap klimaneutrale Kraftstoffe: In ei-
nem E-Fuels-Dialog des BMDV mit der E-Fuel-Branche, dem Mine-
ralölhandel, den Automobilherstellern und Importeuren werden 
weitere Zulassungs-, Vertriebs- und Nutzungseinschränkungen 

identifiziert und soweit möglich von der Bundesregierung bzw. der 
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Wirtschaft abgebaut. Mit einer E-Fuels-Strategie wird ein Fahrplan 
für den Hochlauf synthetischer und klimaneutraler Kraftstoffe vor-

gelegt. 

• Neuzulassungen für E-Fuels-Fahrzeuge: Die Bundesregierung hat 
sich mit Erfolg auf europäischer Ebene dafür eingesetzt, dass Fahr-

zeuge, die ausschließlich mit E-Fuels betrieben werden, auch nach 
2035 in der Europäischen Union zugelassen werden können. Die 
Europäische Kommission wird dazu im Zusammenhang mit der 

Verabschiedung der Verordnung zu den Flottengrenzwerten die ge-
planten Umsetzungsschritte festlegen. 

• Forschungsförderung und Entwicklungszusammenarbeit E-

Fuels: Die Forschung für die technische Weiterentwicklung und 
Massenproduktion von E-Fuels wird gefördert. Die Bedeutung als 
auch das Potenzial zur Herstellung aus Erneuerbaren in industriel-
lem Maßstab von E-Fuels für den Klimaschutz ist außerhalb Euro-
pas – insbesondere in Afrika und Südamerika – nochmals größer. 

Daher werden Projekte zur Förderung der E-Fuels Infrastruktur 
ausgebaut. Es soll E-Fuel-Partnerschaften geben, um den schnellst-
möglichen Hochlauf der E-Fuels-Produktion aus zusätzlichen Er-
neuerbaren in Partnerländern sowohl für die Eigennutzung als 

auch für den Export nach Europa zu ermöglichen. Dabei muss si-
chergestellt werden, dass Nutzungskonflikte und negative Spillover 
für lokale Bevölkerungsgruppen, insbesondere Menschen in vul-
nerablen Situationen, vermieden werden und die lokale Wertschöp-

fung gestärkt wird. 

 

Antriebswechsel Lkw und schwere Nutzfahrzeuge:  

 
• CO2-Aufschlag auf die Lkw-Maut: Zum 1. Dezember 2023 wird 

eine CO2-Differenzierung der Lkw-Maut in Form eines CO2-Auf-

schlags in Höhe von 200 Euro pro Tonne CO2 eingeführt. Emissions-
freie Lkw werden bis Ende 2025 von der Infrastrukturgebühr be-
freit, anschließend muss für emissionsfreie Fahrzeuge nur 25 % des 
Mautteilsatzes für Infrastrukturgebühren zzgl. der Mautteilsätze für 

Lärmbelastung und Luftverschmutzung entrichtet werden. 

• Lkw-Maut ab 3,5 Tonnen: Die Lkw-Mautpflichtgrenze wird zum 1. 
Juli 2024 abgesenkt, sodass grundsätzlich alle Nutzfahrzeuge mit 
mehr als 3,5 Tonnen technisch zulässiger Gesamtmasse in die Ge-
bührenerhebung einbezogen sind. Die technische Umsetzung er-

folgt schnellstmöglich. Handwerksbetriebe werden ausgenommen. 

• Aufbau Infrastruktur-Grundnetze für batterieelektrische und 
Wasserstoff-Lkw: Der vorausschauende Aufbau eines initialen 
Netzes an Ladeinfrastruktur und Wasserstofftank-infrastruktur für 
schwere Lkw bis 2025 wird sichergestellt (Ausschreibungen 
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beginnen ab Q3 2023). Für batterieelektrische Lkw wird ein be-
darfsgerechtes Grundnetz entlang der Bundesautobahnen geschaf-

fen. Für Wasserstofftankstellen wird der Aufbau eines initialen 
Grundnetzes entlang der TEN-V- Korridore in Deutschland sicher-
gestellt. 

• Förderung von Infrastruktur an Depots, Betriebshöfen, Hubs: 
Zur Beschleunigung des  
Markthochlaufs elektrisch betriebener schwerer Nutzfahrzeuge 

wird der Aufbau von Lkw-Ladeinfrastruktur sowie von Wasser-
stofftankinfrastruktur für Nutzfahrzeuge an Depots, Betriebshöfen 
und weiteren Hubs in logistischen Ketten unterstützt. 

• Beschluss einer ambitionierten EU-Verordnung zum Aufbau 
der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFIR): Die Bun-
desregierung setzt sich für ambitionierte Ausbauziele für Infra-
struktur für schwere Nutzfahrzeuge auf europäischer Ebene ein 
und unterstützt daher die auf EU-Ebene erreichte Einigung über 

den Verordnungsvorschlag, mit dem unter anderem verbindliche 
Ausbauziele für den Aufbau von Tank- und Ladeinfrastruktur für 
schwere Nutzfahrzeuge festgelegt werden. 

• Novelle Flottengrenzwerte für schwere Nutzfahrzeuge (Lkw): 
Die Bundesregierung wird sich im Rahmen der Überarbeitung der 
CO2-Flottenzielwerte für schwere Nutzfahrzeuge für ambitionierte 
Reduktionsziele 2030 und 2035 einsetzen, orientiert an den Klima-
zielen sowie der technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit. 

• Erweiterung Lkw-Förderung: Die Förderung von leichten und 

schweren Nutzfahrzeugen mit alternativen, klimaschonenden An-
trieben und dazugehöriger Tank- und Ladeinfrastruktur wird bis 

2028 verlängert.  

• Emissionsfreie Busse und öffentliche Fuhrparks: Die Vorgaben 
des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetzes werden dahingehend 

geändert, dass im Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe ab 
2030 nur noch bilanziell emissionsfreie Fahrzeuge (insb. Nahver-
kehrs-Busse) beschafft werden dürfen. Sonderfahrzeuge sind davon 
ausgenommen.  

• Förderung Sonderfahrzeuge: Das „Sonderprogramm Sonderver-
kehre" wird die erforderliche Unterstützung zur Marktvorbereitung 
und des Markthochlaufs im Bereich der Sonderverkehre und für 
Sonderfahrzeuge flankieren. 

• Förderung Effizienzmaßnahmen Trailer: Das „Flottenerneue-
rungsprogramm für schwere Nutzfahrzeuge“ wird zukünftig als 
reine Komponentenförderung ausgestaltet. Zukünftig soll insbeson-
dere die Anschaffung von CO2-senkender Zusatzausstattung neuer 
Anhänger und Auf lieger bezuschusst werden. Damit können 
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erhebliche Effizienzreserven freigesetzt und der Energieverbrauch 
gemindert werden. 

• Stärkung Innovationscluster: Die Projekte zur technologieüber-
greifenden Erprobung alternativer Antriebstechnologien (batterie-
elektrisch mit stationärem und dynamischem Laden, Wasserstoff-

Brennstoffzelle) im Zusammenspiel von Fahrzeugen und Infra-
struktur auf längeren Korridoren werden fortgeführt. 

 

Beschleunigung Klimaneutralität PKW:  

 
• Masterplan Ladeinfrastruktur: Der Masterplan Ladeinfrastruktur 

II stellt sicher, dass der für die Erreichung der Klimaziele erforderli-
che Ausbau der Ladeinfrastruktur in Zusammenarbeit von Ressorts, 
Ländern, Kommunen sowie der Automobil- und Energiewirtschaft 
erreicht wird. Kommt der Ladeinfrastruktur-Ausbau nicht schnell 
genug voran, steuert die Bundesregierung über den engmaschigen 
Monitoring-Mechanismus nach. 

• Kurzfristige Maßnahmen zur Verstärkung des Ladesäulenaus-
baus:  

o Vorausschauender Ausbau Verteilnetze: Die Verteilnetz-
betreiber werden gesetzlich  
verpflichtet, ihre Netze vorausschauend auszubauen, damit 
in 2030 15 Millionen vollelektrische Fahrzeuge reibungslos 
und komfortabel geladen werden können. 

o Zusätzliche Potenziale für Ladesäulenausbau heben: 

BMWK und BMDV werden prüfen, wie zusätzliche Potenzi-
ale bei Zulassungs- und Netzanschlussverfahren für Lade-
säulen gehoben (u.a. Eichrecht, digitale Antragsverfahren) 
und Netzanschluss-kosten reduziert werden können. 

o Schnellladepunkte an Tankstellen: Die Bundesregierung 

wird Betreiber von Tank-  
stellen gesetzlich verpflichten, binnen fünf Jahren mindes-
tens einen Schnellladepunkt pro Tankstelle zu errichten. 
Für die Betreiber kleiner Tankstellen wird es eine Sonder-

regelung geben. 
o Ladesäuleninfrastruktur an Gebäuden: Die Bundesregie-

rung wird zur Umsetzung der Vorgaben der novellierten 
EU-Gebäudeeffizienzrichtline (EPBD ) das Gebäude-  

Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) so novellie-

ren, dass Anforderungen für Ladesäulen-Infrastruktur für 

Wohn- und Gewerbegebäude deutlich ambitionierter ausge-

staltet werden. Den Betreibern von Parkplätzen soll die Ein-

richtung von Ladesäulen ermöglicht werden. 
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o Förderung von Ladeinfrastruktur und des Netzan-
schlusses: Das BMDV wird bis Mitte 2024 Förderpro-

gramme für öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur in 
Kommunen, Eigenstromnutzung für Elektrofahrzeuge, ge-
werblich genutzte Schnellladeinfrastruktur sowie Ladeinf-
rastruktur für Mehrparteienhäuser aufsetzen. 

 
• CO2-neutrale Fahrzeuge ab 2026 bei Car-Sharing: Durch eine 

schnellere Umstellung von Carsharing-Flotten auf CO2-neutrale An-
triebe kann ein weiterer Beitrag zur Minderung von CO2 im Verkehr 

geleistet werden. Dazu wird die Bundesregierung über § 5 Absatz 4 
Carsharinggesetz (CsgG) die CO2-Neutralität zu einem Eignungskri-
terium für die Zulassung von Carsharing-Flotten ab 2026 machen. 
Die Regelung sollte dabei einen im Zeitverlauf ansteigenden Anteil 
vorsehen. 

• Förderung kommunale und gewerbliche Flotten: Mit dem „Son-

derprogramm Flotten-elektrifizierung“ wird die Umstellung kom-
munaler und gewerblicher Flotten und Mobilitäts-dienstleister auf 

CO2-neutrale Antriebe gezielt vorangetrieben. Fahrzeugflotten von 
Stadtverwaltungen und kommunaler Unternehmen (Stadtwerke 
etc.) können einen sichtbaren Beitrag zur CO2-Einsparung leisten. 

• Klare Ausweisung beim Autokauf: Die Energieverbrauchskenn-
zeichnung beim Pkw („Klima-Label“) wird so reformiert, dass die 
Belastung über den Lebenszyklus des Fahrzeuges durch die CO2-Be-

preisung sowie die Kraftfahrzeugsteuer deutlich klarer ausgewie-
sen wird. Dies wird mit einer Kampagne der Bundesregierung zum 

klimafreundlichen Autokauf flankiert. 

• Beschluss einer ambitionierten EU-Verordnung zum Aufbau 
der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFIR, Teil Pkw 

und leichte Nutzfahrzeuge): Die Bundesregierung unterstützt den 

geeinten Verordnungsvorschlag , mit dem unter anderem verbindli-
che Ausbauziele für den Infrastrukturaufbau für Pkw und leichte 
Nutzfahrzeuge festgelegt werden. 

• Besteuerung nach Klimawirkung: Die Koalition ist sich einig, dass 
die Besteuerung von Kraftstoffen zukünftig stärker deren Umwelt- 
und Klimawirkung berücksichtigen sollte. Für klimaneutrale Kraft-

stoffe sollten daher besonders innovations- und investitionsanrei-
zende Steuersätze gelten. Die Bundesregierung unterstützt deshalb 
den Vorschlag der Europäischen Kommission im Rahmen des Fit-
for-55-Paketes für eine überarbeitete Energiesteuerrichtlinie, wo-
nach für erneuerbare und fortschrittliche Biokraftstoffe und E-
Fuels geringere Mindeststeuersätze gelten sollen und wird ein ent-
sprechendes Konzept für die steuerliche Behandlung 
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klimaneutraler Antriebe vorlegen. Bei der Besteuerung von Dienst-
wagen im Rahmen der Einkommenssteuer sowie bei der Kraftfahr-

zeugsteuer sollte der klimaneutrale Betrieb der Fahrzeuge Berück-
sichtigung finden. 

 

 

 

Luft- und Seeverkehr:  
• Nationaler Aktionsplan klimafreundliche Schifffahrt:  Für die 

nationale See- und Binnenschifffahrt wird unter Federführung des 
BMDV ein Aktionsplan klimafreundliche Schifffahrt als strategi-
scher Rahmen in einem breiten Beteiligungsprozess erarbeitet. Die-
ser soll eine Roadmap für den technologieübergreifenden Markt-
hochlauf klimafreundlicher Schiffsantriebe und -kraftstoffe beinhal-

ten und Förderprogramme sowie angewandte Forschung bündeln 
und wei-terentwickeln. Der Aktionsplan soll die Wettbewerbsfähig-
keit des deutschen See- und Binnenschiffssektors stärken und die 

internatio-nalen Aktivitäten auf ZKR-, EU- und IMO-Ebene flankie-
ren. 

• Bundesfinanzhilfen Ausbau Landstromanlagen: Es werden wei-

tere Landstromanlagen für Seeschiffe und Binnenschiffe insbeson-
dere in den großen Seehäfen Hamburg und Bremen und am Rhein 
gefördert. 

• Klimaneutrales Fliegen: Ziel der Fortentwicklung des Luftfahrtfor-
schungsprogramms (LuFo) ist die Entwicklung von Luftfahrttech-

nologien auf Basis klimaneutraler Antriebe bis 2026. Die in LuFo 
Klima entwickelten Technologien tragen dazu bei, die Klimawir-
kung der Luftfahrt schon bis 2030 signifikant zu verringern – zu-
nächst in der Klasse der Regionalflugzeuge bis 2028. 

• Klimafreundliche Flughäfen: Um Potenzial für THG-Minderungen 

an Flughäfen zu heben  
wird die Bereitstellung von Infrastruktur für die regenerative Bo-
denstromversorgung von Luftfahrzeugen auf Vorfeldabstellpositio-
nen unterstützt. 

• Maritimes Forschungsprogramm und Klimaneutrales Schiff: 
Das Maritime Forschungsprogramm leistet mit seiner Grundidee, 
die maritime Industrie in Deutschland zu stärken, einen erhebli-
chen Beitrag zur Erreichung einer klimaneutralen Schifffahrt. In der 
Überarbeitung des Maritimen Forschungsprogramms soll ein neuer 
Förderschwerpunkt Klimaneutrales Schiff aufgenommen werden.  

 

 

Digitalisierung:   
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• Vermeidung beruflicher Wege durch Digitalisierung: Durch die 

Covid-19-Pandemie wurden die Potenziale für mobiles Arbeiten und 
Homeoffice stärker genutzt und die Anwendung nach Möglichkeit 
ausgedehnt. Diese Möglichkeiten sollen erhalten werden. Dafür 

muss der Ausbau der infrastrukturellen Grundlagen vorangetrieben 
werden. Um das Ziel einer flächendeckenden Versorgung mit Glasfa-
ser und dem neuesten Mobilfunk-standard zu erreichen, soll der 
Marktprozess durch die Gigabitstrategie der Bundesregierung un-
terstützt und flankiert werden. Die Bundesregierung prüft, ob und 
inwieweit durch die Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen die 

Attraktivität der Nutzung des Homeoffice auch langfristig für Wirt-
schaft und Beschäftigte erhöht werden kann. 

• Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme: Die Förderricht-
linie „Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme“ wird fortge-
schrieben und unterstützt damit die Vernetzung der Mobilität, Sys-
teme zur intelligenten Verkehrssteuerung, anbieterübergreifende 
Buchungs- und Bezahlsysteme, Ride-Sharing und On-Demand-Mo-
bilität, Mobility-as-a-Service (MaaS)-Angebote sowie die Verfügbar-
machung und die Nutzung von Umwelt- und Mobilitätsdaten. 

• Forschung zur Anwendung von KI-Methoden: Die Förderung von 
Forschungsvorhaben mit dem Schwerpunkt auf Anwendungen der 
Methoden der Künstlichen Intelligenz zur nachhaltigen digitalen 

Transformation in der Mobilität, anderen Sektoren und in der über-
greifenden Vernetzung wird auf Grundlage eines neuen For-
schungsprogramms fortgesetzt. 

• Effizienzsteigerungen durch automatisiertes und vernetztes 

Fahren: Einsparpotenziale aus der zunehmenden Ausstattung von 
Straßenfahrzeugen mit Automatisierungsfunktionen der Stufen 2 
bis 4 ergeben sich (nach der bereits erfolgten Schaffung der rechtli-

chen Grundlagen dafür) durch den Markthochlauf dieser Fahr-
zeuge.  

 

Raum- und Verkehrsplanung, Mobilitätsmanagement:  

 
• Modernisierung des Straßenverkehrsrechtes: Das Straßenver-

kehrsgesetz und Straßenverkehrsordnung werden so angepasst, 
dass neben der Flüssigkeit und Sicherheit des Verkehrs die Ziele 
des Klima- und Umweltschutzes, der Gesundheit und der städte-
baulichen Entwicklung berücksichtigt werden, um Ländern und 
Kommunen Entscheidungsspielräume zu eröffnen. 

• Unterstützung nachhaltiger urbaner Mobilitätspläne: Kommu-
nen werden über ein Förderprogramm bei der Erstellung und der 
Implementierung nachhaltiger Mobilitätspläne unterstützt. 
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• Fortsetzung Förderung Betriebliches Mobilitätsmanagement 
(BMM): BMM ist eine anspruchsvolle Aufgabe, für die vor allem in 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) finanzielle und organi-
satorische Unterstützung benötigen. Das BMDV setzt daher die er-
folgreiche Förderung des betrieblichen Mobilitätsmanagements mit 

einem neuen thematisch gestaffelten Förderprogramm (Förder-
richtlinie am 2.5.2023 veröffentlicht) fort.  

 


